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INHALT 

Grundsatz-Sanktion: Vergütungsverlust (100 %) 
Ausnahme-Sanktion: Vergütungsverlust (20 %) 

Rückforderungsanspruch 

 

Gegenansprüche 
 

Umgang mit Meldeverstößen  
aus Betreiber-Anwalt-Sicht 



Grundsatz: 
Komplettverlust  
EEG-Vergütung 
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ZEITLICHE EINORDNUNG  

2017 

EEG 2012 EEG 2017 

EEG 2014 

Meldepflicht alle EEG-Anlagen: Anlagenregister / 
Marktstammdatenregister 

Meldepflicht NUR für solare 
Strahlungsenergie 



GRUNDSATZ-SANKTION 

 

 

Der anzulegende Wert verringert sich auf null 

• Abs. 1: solange Anlagenbetreiber die zur 
Registrierung der Anlage erforderlichen Angaben 
nicht an das Register übermittelt haben…. 

• Abs. 2: solange und soweit Anlagenbetreiber 
einer…registrierten Anlage eine Erhöhung der 
installierten Leistung der Anlage… nicht übermittelt 
haben 

 

Kernaussage: § 52 EEG 2017 und § 25 EEG 2014 



Kernaussage: § 52 EEG 2017 und § 25 EEG 2014 

GRUNDSATZ-SANKTION 

 

 

Der anzulegende Wert verringert sich auf null 

• Abs. 1: solange Anlagenbetreiber die zur 
Registrierung der Anlage erforderlichen Angaben 
nicht an das Register übermittelt haben…. 

• Abs. 2: solange und soweit Anlagenbetreiber 
einer…registrierten Anlage eine Erhöhung der 
installierten Leistung der Anlage… nicht übermittelt 
haben 

 

Kernaussage 1:  
ALLE Neuanlagen sind 
registrierungspflichtig  

 solange sie nicht registriert sind  
 keine EEG-Vergütung 



Kernaussage: § 52 EEG 2017 und § 25 EEG 2014 

GRUNDSATZ-SANKTION 

 

 

Der anzulegende Wert verringert sich auf null 

• Abs. 1: solange Anlagenbetreiber die zur 
Registrierung der Anlage erforderlichen Angaben 
nicht an das Register übermittelt haben…. 

• Abs. 2: solange und soweit Anlagenbetreiber 
einer…registrierten Anlage eine Erhöhung der 
installierten Leistung der Anlage… nicht übermittelt 
haben 

 

Kernaussage 2:  
Nach der Registrierung (Pflicht für 

alle NEUEN Anlagen!) greift die 
Sanktion NUR, wenn es um die 
ERHÖHUNG der Leistung geht 

(SONST NICHT!) 



PRAXISPROBLEM: 

 

 

 

an… 

 

 

§ 100 Abs. 1 EEG 2017 ordnet die  
Geltung dieser Vorschriften auch für 

BESTANDSANLAGEN 



GRUNDSATZ-SANKTION 

Kernaussage: § 52 EEG 2017 und § 25 EEG 2014 

 

Der anzulegende Wert verringert sich auf null 

• Abs. 1: solange Anlagenbetreiber die zur 
Registrierung der Anlage erforderlichen Angaben 
nicht an das Register übermittelt haben…. 

• Abs. 2: solange und soweit Anlagenbetreiber 
einer…registrierten Anlage eine Erhöhung der 
installierten Leistung der Anlage… nicht übermittelt 
haben 

 

Problem 1:  
Bestandsanlagen sind NICHT  
alle registrierungspflichtig… 



REGISTRIERUNGSPFLICHT BESTAND 
ANLREGV (BIS JULI 2017) 

• Genehmigungen seit 28.02.2015 

• Erhöhung oder Verringerung installierten Leistung 

• Ertüchtigung Wasserkraftanlage 

• Verlängerung erhöhte Anfangsvergütung Wind 

• Einstieg Flexprämie 

• Erstmaliger Biomethaneinsatz 

• … 

(verkürzt und zusammengefasst dargestellt) 

 



REGISTRIERUNGSPFLICHT 
BESTAND MASTRV 

• Inbetriebnahme Einheit 

• Vorläufige (!), endgültige Stilllegung 

• Zulassungen (Genehmigungen) 

• Einstieg Flexprämie 

• Biomethaneinsatz 

• … 

 

(verkürzt und zusammengefasst dargestellt) 

 



HARTE SANKTION FÜR 
BESTANDSANLAGEN? 

• Soll wirklich jeder dieser Meldeverstöße so hart 
sanktioniert werden? 

 Ziel Gesetzgeber: Vor allem die gesamte neu 
installierte Leistung erfassen  wg. Ausbaukorridor 

und Anpassungen der Förderungshöhe 

• Auslegung aus Betreiber-Anwalt-Sicht: NEIN 
• Insbesondere nicht: Genehmigungsmeldung  Bußgeld 

• Aber auch: alles, was nichts mit der Erhöhung der 
installierten Leistung zu tun hat (Arg.: 
Verfassungskonforme Auslegung einer Regelungslücke; 
keine Schlechterstellung gegenüber Neuanlagen) 

 



GRUNDSATZ-SANKTION 

 

 

Der anzulegende Wert verringert sich auf null 

• Abs. 1: solange Anlagenbetreiber die zur 
Registrierung der Anlage erforderlichen Angaben 
nicht an das Register übermittelt haben…. 

• Abs. 2: solange und soweit Anlagenbetreiber 
einer…registrierten Anlage eine Erhöhung der 
installierten Leistung der Anlage… nicht übermittelt 
haben 

 

Kernaussage: § 52 EEG 2017 und § 25 EEG 2014 
Problem 2:  

Sonderregelung hinsichtlich 
Leistungsänderungen  
 Was aber ist mit 

Leistungsverminderung bei nicht 
registrierter Anlage?? 



LÖSUNG AUS BETREIBER-
ANWALT-SICHT 

• Offensichtliches Ziel Gesetzgeber:  
Neuanlagen und Zusatzleistung sind zu registrieren 

• Klarer Wertungswiderspruch: Bestandsanlagen 
würden massiv schlechter gestellt als Neuanlagen. 

Klare Regelungslücke: Gesetzgeber hat diese 
Problematik offensichtlich nicht erkannt. 

Folge: analoge Anwendung des Abs. 2 (§ 25 EEG 2014 bzw. 52 

EEG 2017)  NUR der Tatbestand einer nicht gemeldeten 
LEISTUNGSERHÖHUNG, nicht einer Leistungsreduzierung führt 

zum kompletten Vergütungsentfall 



EMPFEHLUNG AUS 
BETREIBER-ANWALT-SICHT 

• Wer registriert ist  Sanktion künftig nur noch bei 
Nichtmeldung höherer Leistung 

• Wer nicht registriert ist  RISIKO, dass bei jedem 
Meldeverstoß komplette EEG-Vergütung reduziert ist 

 Klare Empfehlung:  
FREIWILLIGE Meldung ins Marktstammdatenregister 

§ 3 Abs. 3 MaSTRV:  
Wer nicht verpflichtet ist,  

kann sich FREIWILLIG registrieren 



Ausnahme: 
Verlust  
20 %-EEG-Vergütung 



KERNAUSSAGE § 52 EEG 2017 

Der anzulegende Wert verringert 
sich auf null 

• Abs. 1: solange Anlagenbetreiber die 
zur Registrierung der Anlage 
erforderlichen Angaben nicht an das 
Register übermittelt haben…. UND  

• Abs. 2: solange und soweit 
Anlagenbetreiber einer…registrierten 
Anlage eine Erhöhung der installierten 
Leistung der Anlage… nicht übermittelt 
haben UND  

 

 

 UND die Meldung 
nach § 71 Nr. 1 noch 

nicht erfolgt ist. 



KERNAUSSAGE § 52 EEG 2017 

Abs. 3: 

 

 

 

 

 

 

 

(vereinfacht dargestellt!) 

 

 

Der anzulegender Wert reduziert sich um jeweils 20 %,…  

wenn die Meldung nach § 71 Nr. 1 erfolgt ist. 



§ 71 NR. 1 EEG 

 Wer das fristgerecht macht, reduziert die  
      Sanktion Meldeverstoß von 100 % auf 20 %! 

Konformitätserklärung : 
Zurverfügungstellung aller für die Endabrechnung des 
Vorjahres erforderlichen Daten an den Netzbetreiber 

bis zum 28. Februar des Folgejahres 



ZEIT UND UMFANG DER 
GELTUNG 

• § 52 EEG gilt seit 01.01.2017 

 

• § 100 Abs. 1 S. 5 EEG 2017  
 § 52 Abs. 3 ist auch auf Zahlungen für Strom 
anzuwenden, der nach dem 31.7.2014 eingespeist wird. 

 

• Problem: § 100 Abs. 2 Nr. 3 EEG 2017  
 für Anlagen mit Inbetriebnahme VOR 2017  
     gilt nicht § 52, sondern § 25 EEG 2014 !!!!! 
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ZEITLICHE EINORDNUNG  

2018 

EEG 2012 EEG 2017 

EEG 2014 

§ 100 Abs. 1 S. 3 EEG 2017   
§ 52 Abs. 3 EEG 2017 gilt  

Konformitätserklärung = 20 %  

§ 100 Abs. 2 Nr. 3 EEG 2017  
§ 25 EEG 2014 gilt  
hier steht nichts von 

Konformitätserklärung ??? 



RECHTSLAGE IST VÖLLIG KLAR: 

• BGH-Entscheidung vom 05.07.2017 (VIII ZR 147/16): 
• Sachverhalt: PV aus 2012, Meldung erst November 

2014, Rückforderung für Gesamtzeitraum 

• Entscheidung: auch für Zeitraum 1.8. bis November 
2014 in voller Höhe begründet, weil – so BGH - § 100 
Abs. 2 Nr. 3 EEG 2017 Sondervorschrift ist und insoweit 
§ 100 Abs. 1 EEG 2017 verdrängt  

FEHLENTSCHEIDUNG,  
BGH hat § 100 Abs. 2 S. 2 übersehen:  

• „Absatz 1 Satz 2 bis 8 ist auf Anlagen nach Satz 2 anzuwenden“ 
(Abs. 1 Satz 5 verweist auf § 52 Abs. 3!!) 
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EEG 2012 EEG 2017 

EEG 2014 

§ 100 Abs. 1 S. 3 EEG 2017   
§ 52 Abs. 3 EEG 2017 gilt  

Konformitätserklärung = 20 %  

§ 100 Abs. 2 Nr. 3 EEG 2017  
§ 25 EEG 2014 gilt  
hier steht nichts von 

Konformitätserklärung ??? 

ABER: 
§ 100 Abs. 2 S. 2  § 52 
Abs. 3 EEG 2017 gilt  

Konformitätserklärung = 
20 % 



WIE KONNTE BGH 
DAS ÜBERSEHEN? 



WIE KONNTE BGH 
DAS ÜBERSEHEN? 

Grundsatz:  
20%-Regel gilt 

seit 01.08.2014 

Ausnahme:  
20%-Regel gilt nicht 
bei Anlagen, die vor 

01.08.2014 in 
Betrieb genommen 

sind 



WIE KONNTE BGH  
DAS ÜBERSEHEN? 



WIE KONNTE BGH  
DAS ÜBERSEHEN? 

Ausnahme von der 
Ausnahme:  

20%-Regelung gilt 
doch für alle seit 

01.08.2014 



EMPFEHLUNG AUS 
BETREIBER-ANWALTSICHT: 

• Damit kann ein evtl. Meldeverstoß m. E. stets  
auf 20 % Vergütungsverlust gemindert werden. 

 

Immer fristgerecht (28.2.) 
ordnungsgemäße Konformitätserklärung abgeben. 

Klare Rechtslage: 
 das gilt auch rückwirkend für 

 alle Stromeinspeisungen seit 01.08.2014 ! 



Rückforderungs-
anspruch 



RECHTSGRUNDLAGE 

• BGH (05.07.2017, VIII ZR 147/16):  
§ 35 Abs. 4 EEG 2012, § 57 Abs. 5 EEG 2014 (2017) 
• Spezielle Anspruchsgrundlage 

• Klarer Wortlaut 

• Daneben bleibt Rückforderung  
nach § 812 BGB denkbar… 

Denkbar:  
• § 35 Abs. 4 EEG 2012, § 57 Abs. 5 EEG 2014/2017  

(„Zahlt ein Netzbetreiber mehr als im Teil 3 
vorgeschrieben, muss er den Mehrbetrag zurückfordern“) 

• § 812 BGB 



VERJÄHRUNG? 

• § 35 Abs. 4  EEG 2012, § 57 Abs. 5 EEG 2014/2017 
 
• Verjährung tritt ein mit Ablauf des 31. Dezember des 

zweiten auf die Einspeisung folgenden Kalenderjahres 

• Pflicht des Netzbetreibers zur Rückforderung von 
Mehrbeträgen erlischt insoweit 

 

• Gilt auch für andere Rückforderungsansprüche  
wie aus § 812 BGB! 
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ZEITLICHE EINORDNUNG  

2018 

Möglicher Rückforderungszeitraum 

Meldeverstoß 

Verjährung 



NICHT HILFREICH: 

• BGH (05.07.2017, VIII ZR 147/16):  
• Rückforderung erfolgt im Interesse der Allgemeinheit 

• Einnahmen werden bei nächster Wälzung berücksichtigt 

 Es spielt keine Rolle, wie sich der    
Übertragungsnetzbetreiber verhält! 

Netzbetreiber wurde seinerseits vom 
vorgelagerten Netzbetreiber noch nicht  

zur Rückzahlung aufgefordert 



TYPISCHE REAKTION NETZBETR.: 
VERGÜTUNGSEINBEHALT 

• EEG 2004, 2009: Aufrechnungsverbot  
Netzbetreiber darf keine Vergütung einbehalten 

• Gesetzesbegründung: Regelung soll verhindern, dass die wirtschaftlich 
übermächtigen Netzbetreiber…das Prozessrisiko auf die Anlagenbetreiber 
abwälzen (z.B. BT-Drs. 16/8148, S. 53). 

 

• Heute: Aufrechnungsverbot gilt nicht bei EEG-
Rückforderungen des Netzbetreibers (§ 57 Abs. 5 S. 
5 EEG 2017) 

 



TYPISCHE REAKTION NETZBETR.: 
VERGÜTUNGSEINBEHALT 

• EEG 2004, 2009: Aufrechnungsverbot  
Netzbetreiber darf keine Vergütung einbehalten 

• Gesetzesbegründung: Regelung soll verhindern, dass die wirtschaftlich 
übermächtigen Netzbetreiber…das Prozessrisiko auf die Anlagenbetreiber 
abwälzen (z.B. BT-Drs. 16/8148, S. 53). 

 

• Heute: Aufrechnungsverbot gilt nicht bei EEG-
Rückforderungen des Netzbetreibers (§ 57 Abs. 5 S. 
5 EEG 2017) 

 

Hat sich das 
„Kräfteverhältnis“ 

Anlagenbetr. – 
Netzbetreiber 

„umgekehrt“??? 



Gegenansprüche 



ALLGEMEINE HINWEISPFLICHT 

 

• BGH (05.07.2017, VIII ZR 147/16):  
• Anlagenbetreiber ist in der Meldepflicht  er muss sich 

ausreichend über die geltende Rechtslage informieren 

• Gesetzliches Schuldverhältnis EEG  
 gleichwohl keine generelle Hinweispflicht 

Möglicher Einwand:  
Netzbetreiber hat Pflicht, Anlagenbetreiber 
auf Folgen einer Nichtmeldung hinzuweisen 



SPEZIELLE HINWEISPFLICHT 

§ 16 ABS. 3 ANLREGV 

„Die Netzbetreiber müssen Betreiber von Anlagen, die 
an ihr Netz angeschlossen und vor dem 1. August 2014 
in Betrieb genommen worden sind, mit der 
Endabrechnung der finanziellen Förderung nach der für 
die jeweilige Anlage geltenden Fassung des EEG für das 
Kalenderjahr 2014 in Textform  unter Nennung der zu 
übermittelnden Daten darüber informieren, dass der 
Anlagenbetreiber die Anlage registrieren muss, wenn 
nach dem 31. Juli ein Fall des § 6 Abs. 1 Satz 1 eintritt“. 

§ 16 Abs. 3 AnlRegV: 



FEHLENDER HINWEIS NACH § 
16 ABS. 3 ANLREGV 

• Pflichtverletzung im Rahmen des gesetzlichen 
Schuldverhältnisses nach EEG (§ 7 EEG 2017) 

 

• § 280 BGB: Schadensersatzanspruch des 
Anlagenbetreibers gegen den Netzbetreiber 

 

• Gilt nicht, wenn der Netzbetreiber dies nicht zu 
vertreten hat  Beweispflicht Netzbetreiber 
(auch darüber, ob ein Hinweis zugegangen ist!) 



SCHADENSERSATZANSPRUCH 

• Umgang im Rückforderungsprozess: 
• BGH (05.07.2017, VIII ZR 147/16)  hat ausdrücklich 

offen gelassen, ob Aufrechnung möglich ist 

• § 27 Abs. 1 EEG 2017  Anlagenbetreiber darf nur bei 
unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Ansprüchen gegen Netzbetreiber aufrechnen, ABER nur 
mit Ansprüchen nach § 19 EEG (HIER: § 280 BGB) 

• Aufrechnung möglich; ggf. Widerklage erheben. 

Schadenshöhe:  
entspricht Höhe der Sanktion nach EEG 



Umgang mit 
Meldeverstößen  
aus Betreiber-
Anwalt-Sicht 



WICHTIG! 

• Nicht den „Kopf in den Sand stecken“, 

 

• die Hoffnung „da kommt keiner dahinter“ ist 
dramatisch: 

Wer wegen einem Meldeverstoß 
sanktioniert ist, bekommt erst wieder 
uneingeschränkte Vergütung, sobald  

die Nachmeldung erfolgt ist! 



1. SCHRITT: PRÜFEN 

Erst kritisch prüfen (lassen), ob überhaupt ein 
Meldeverstoß vorliegt: 

 

• Leistungserhöhung bei Generalüberholung? 

• Leistungserhöhung bei Redundanz-BHKW 

• Leistungserhöhung bei Maximalbegrenzer? 

• …. 



2. SCHRITT: HANDELN 

• Liegt Meldeverstoß vor  
 schnellstmöglich nachmelden! 

 

• Keine Meldepflicht gegenüber dem Netzbetreiber  
 abwarten, ob Rückforderung kommt  
(aber: vorbereiten  Rücklagen bilden!) 



FAZIT 

• Freiwillige Meldung = 
Risikominimierung 

 

• Besser eine Meldung zu 
viel als eine zu wenig! 

 



FAZIT 

• Konformitätserklärung = 
„doppelter Boden“ 

 

• Meldeverstöße  
 schnell und 
professionell angehen 
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